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ist, so werden auch die Prämien wieder steigen. Insofern 
sind die im Bericht aufgeführten Berechnungsbeispiele 
und die Aussage, dass es sich ja nur um eine geringfügi-
ge Erhöhung der Prämien für die Arbeitnehmer handle, 
reine Bauernfängerei. [...] Erfreulich in diesem Zusam-
menhang und im Zusammenhang mit dieser Diskussion 
ist, dass sich neben dem Arbeitnehmerverband auch 
alle grossen Wirtschaftsverbände Liechtensteins in der 
Vernehmlassung gegen diesen Sozialabbau ausgespro-
chen haben. Neben dem schleichenden Sozialabbau ist 
auch dem Vorgehen der Regierung eine klare Absage zu 
erteilen. [...]

Landtagsprotokolle 2003 Band III, Gesetz über die obligatori-

sche Unfallversicherung, 1. und 2. Lesung, Votum Abg. Ivo Klein,  

27. November 2003, Seite 1966 und 1967.

[...] Die Wachstumsraten des Laufenden Aufwandes 
haben seit Mitte der 90er Jahre kontinuierlich zuge-
nommen. Die Einnahmen stiegen ja erfreulicherweise 
reichlich und so wurden in allen Aufwandkategorien 
die Leistungen permanent ausgebaut. Die Zuwachsra-
ten beim Ausgabenvolumen lagen seit 1995 jährlich im 
Durchschnitt bei zirka 9% und erreichten im Jahre 2000 
sogar 15,4%. Verantwortlich für dieses überproportionale 
Wachstum war vor allem die Aufwandkategorie „Beiträ-
ge und Subventionen”. Die Leistungen im Sozialbereich 
wurden in den Jahren vor 2000 sehr grosszügig ausge-
baut und verursachen weiterhin laufende Zuwächse, wel-
che, wenn wir dieser Entwicklung nicht gegensteuern, 
zu einem weiteren Öffnen der Schere zwischen Aufwand 
und Ertrag führen werden. Seit 2001 entwickeln sich 
aufgrund allseits bekannter Gründe - Finanzkrise, Kon-
junktureinbruch, Finanzdienstleistungsprobleme usw. 
- die Einnahmen sehr stark zurück und so muss nun 
mit Augenmass gegengesteuert werden. [...] Unser Sozi-
alsystem ist auf einem sehr hohen Niveau. Damit dies 
auch in Zukunft aufrechterhalten werden kann, müssen 
die Bereiche zurückgenommen werden, wo nach dem 
Giesskannenprinzip verteilt wird, und dort, wo durch 
mehr Sensibilisierung der Eigenverantwortung Kosten 
vermieden werden können. Zu diesem Zweck müssen 
staatliche Leistungen, wie beispielsweise der Landes-
beitrag an die NBU-Prämie, hinterfragt und falls eben 
zumutbar abgeschafft werden. Übrigens hat die Schweiz 
seit der Schaffung des Unfallversicherungsgesetzes nie 
Prämien der NBU subventioniert. Die Prämien für die 
NBU betragen dort für nächstes Jahr 2,09%. Dagegen sind 
die Prämien in Liechtenstein mit bisher 1,184% - und 
neu 1,287% - sehr niedrig und wurden bisher zusätzlich 
noch mit 30% subventioniert. Die bestehende Subventio-
nierung geschieht mit Steuergeldern. Sie ist aus meiner 
Sicht unsozial und motiviert nicht zur Änderung des 
Freizeitverhaltens der Versicherten. [...]

Landtagsprotokolle 2003 Band III, Gesetz über die obligatorische 

Unfallversicherung, 1. und 2. Lesung, Votum Abg. Markus Büchel, 

27. November 2003, Seite 1969.

Arbeitnehmer im Nachteil
Die Regierung will mit der Streichung der NBU-

Beiträge zehn Millionen einsparen. Zur Kasse gebeten 
werden die Arbeitnehmer, die gleich in zweifacher Hin-
sicht im Nachteil sind. [...] Normalerweise könnten die 
Arbeitnehmer von der Senkung des Prämientarifs für 
die Nichtbetriebsunfall-Versicherung (NBU) profitieren. 
Da die Regierung aber vorschlägt, künftig die NBU-Prä-
mien der Arbeitnehmer nicht mehr zu einem Drittel zu 
subventionieren, werden die Prämiensätze gar steigen, 
anstatt sinken. Zudem müssen die Arbeitnehmer die 
NBU-Prämien vollumfänglich aus der eigenen Tasche 
finanzieren. Aus Sicht der Regierung ist diese Sparmass-
nahme sozialverträglich. Sie argumentiert damit, dass 
aus der Subventionsstreichung und der gleichzeitigen 
Tarifsenkung nur eine geringfügige Mehrbelastung für 
die Arbeitnehmer resultiere. [...]

Liechtensteiner Vaterland, 15. November 2003, Seite 1. 

„Unpopulär aber notwendig“
Ist die Streichung einer Subvention, die sonst in kei-

nem anderen Land gewährt wird, unsozial oder nicht? Im 
Gegensatz zur Opposition sagt die FBP-Landtagsfraktion 
Nein. Der Landtag hat so gestern mit den 13 Stimmen der 
FBP beschlossen, die Landessubvention der Nichtbetriebs-
unfallverscherung (NBU) per 2004 zu streichen. Dass der 
Staat sparen muss, ist unbestritten. Nach Ansicht der 
Opposition ist die Streichung der NBUSubvention (ein 
Drittel zahlt bisher der Staat) jedoch das falsche Mittel. 
[...]

Liechtensteiner Volksblatt, 28. November 2003, Seite 1. 

[...] Mit der Abänderung des Gesetzes über die obliga-
torische Unfallversicherung beabsichtigt die Regierung, 
den Landesbeitrag an die Nichtberufsunfallversicherung 
aufzuheben. Sie begründet diesen Schritt damit, dass es 
sich um eine sozialverträgliche Massnahme handle und 
damit die Eigenverantwortung gestärkt werde. Aufgrund 
der massiven Prämienreduktion bei der Nichtbetriebs-
unfallversicherung - so die Regierung weiter - werden 
die Mehrkosten für die betroffenen Arbeitnehmer auf 
den 1.1.2004 nur geringfügig ausfallen. Falls sich die 
anvisierte Prämienreduktion tatsächlich aufgrund der 
tieferen Aufwendungen rechtfertigen lässt, so ist dies 
das Resultat eines günstigen Schadensverlaufs, von dem 
auch die Versicherungsnehmer, die für diesen Schadens-
verlauf verantwortlich sind, profitieren sollten. Durch 
den Wegfall des Staatsbeitrages an die NBU bezahlen sie 
nun aber plötzlich mehr anstatt weniger. Ob dieser Tarif 
auch langfristig Bestand haben wird, muss allerdings 
bezweifelt werden. Im Bericht und Antrag schreibt die 
Regierung selbst, dass aufgrund des geänderten Freizeit-
verhaltens eine starke Zunahme der Anzahl Nichtberufs-
unfälle zu verzeichnen sei. Wenn also in Zukunft mit 
höheren Kosten bei den Nichtberufsunfällen zu rechnen 
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